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Dortmund. Als erstes Kranken-
haus bundesweit testet dasKlini-
kum Dortmund Bodycams in den
Notaufnahmen – und sieht nach
vier Wochen bereits einen ver-
besserten Schutz der Mitarbeiter
vor gewalttätigen Übergriffen
und Beleidigungen. Es habe in
den ersten Wochen der insge-
samt dreimonatigen Testphase
bereits mehrere Anlässe gege-
ben, indenendie bloßeAnkündi-
gung,diekleineKameraamKittel
anzuschalten, geholfen habe,
eine sich hochkochende Situa-
tion zu beruhigen, schilderte
Thorsten Stohmann, Leiter der
Zentralen Notaufnahme.
„Wir haben die Erfahrung ge-

macht, dass allein das Tragen der
Camstatsächlichnichtnuraufdas
Gegenüber deeskalierend wirkt,
sondern auch bei uns dazu führt,
dass wir uns ein bisschen sicherer
fühlen“, ergänzte Christian
Eggers, der die Notaufnahme am
Klinikstandort Nord leitet.
Seit rund einem Monat können

Mitarbeiter in den vier Notauf-
nahmen des großen Klinikums
Bodycams tragen – und einschal-
ten, wenn sich im Empfangsbe-
reich Konflikte mit Wartenden
oder Patienten erkennbar zuspit-
zen. Während medizinischer Be-
handlungenoder in vertraulichen
Gesprächen werden sie nicht ein-
gesetzt, hieß es bei der Vorstel-
lung des Projektes.

Beleidigungen und Schläge
DieKameradürfe zudemnurnach
deutlicher Ankündigung aktiviert
werden und verfüge über einen
zusätzlichen Notrufknopf. Das
ProjektseiimVorfeldrechtlichge-
prüft undmit demBetriebsrat ab-
gestimmt worden.
Hintergrund derMaßnahme sei

ein Anstieg der Gewalttaten und
Angriffe auf das Personal inKran-
kenhäusern, insbesondere inNot-
aufnahmen, schilderte Michael
Kötzing, Arbeitsdirektor der Kli-
nik. Zwar benehme sich nur ein
verschwindend geringer Anteil
derPatienteninderNotaufnahme
daneben, für diese Fälle brauche
es aber ein wirksames Mittel der
Prävention.
In den Notaufnahmen komme

es täglich zu Beleidigungen, auch
dassgebissen, geschlagenundge-
treten werde, komme viel zu häu-
fig vor: „Es reicht. Wir wollen
einen Schutz für unsere Beschäf-
tigten“, so Kötzing.
Die Bodycams seien aber nur

eine Maßnahme in einem ganzen
Paket, betonte er. So kommt in
denNotaufnahmenbereits ein Si-
cherheitsdienst zum Einsatz, der
nach demWunsch der Geschäfts-
führung künftig rund um die Uhr
präsent sein soll. Zudem werden
unter anderem Deeskalations-
trainings und Selbstverteidi-
gungskurse angeboten, es gibt
Notrufknöpfe für die Tasche und
es sind bauliche Veränderungen
an den Zugängen vorgesehen.
NachderTestphasederBodycams
sei auch eineAusweitung aufwei-
tereKlinikbereichedenkbar. (dpa)

Köln. Der Sache scheint man zunächst mit
den einfachen Grundrechenarten auf die
Spur zukommen.Mitteder 1960er Jahre sind
in Deutschland so viele Kinder geboren, wie
später nie mehr. Alle diese Kinder jubeln et-
wa 2045 über die goldene 80 auf der Torte.
Zumindest, wenn sie bis dahin überleben.
Und die Chancen stehen ganz gut, denn der
medizinische Fortschritt verlängert die Le-
benserwartung statistisch gesehen jedes
Jahr um den einen oder anderenMonat. Und
mit 80 Jahren wird es kritisch. „Bei der Frage
nach der Pflegebedürftigkeit ist entschei-
dend, wie viele Menschen älter als 80 Jahre
werden. Denn ab diesemAlter steigt der An-
teil derer, dieHilfe imAlltag brauchen, stark
an“, sagt Michael Wagner, Professor für So-
ziologieundSozialpsychologiederUniversi-
tät zu Köln im Gespräch mit dem
„Kölner Stadt-Anzeiger“.
Dass die Zahl derer, die der

Pflegebedürfen,bisMittedes
Jahrhunderts deutlich stei-
gen wird, war also lange vor-
hersehbar. Dennoch ist man
dann erschrocken, wenn man
die Prognosen liest: Laut der ak-
tuellen Pflegemodellrechnung
werden bis zum Jahr 2050 in Nord-
rhein-Westfalen knapp 1,7 Millio-
nen Menschen und damit etwa jede
zehnte Person pflegebedürftig sein.
Das hat das Statistische Landesamt er-
rechnet. Die größten Zuwächse sind
demnachbeistationärerPflegeundambulan-
ten Pflegediensten zu erwarten. So wird im
Vergleich zum Jahr 2023 die Zahl der Pflege-
bedürftigen in stationärer Pflege um gut ein
Drittel zunehmen. Die Zahl der durch ambu-
lante Pflegedienste versorgten Menschen
wird im gleichen Zeitraum um 28 Prozent
steigen. Der ausschließliche Bezug von
Pflegegeld wird mit knapp 60 Prozent die
häufigste Leistungsart bleiben. Bis 2050
werdenmit fast einerMillionPersonen18
Prozent mehr Menschen diese Leistung
in Anspruch nehmen als
noch 2023.
Die Welle rollt auf

ganzDeutschlandzu
und verschont auch
NRW nicht. Den-
noch fallen regio-
nale Unter-
schiede auf.
Fast verdop-
pelnwirdsichdie
Zahl der Pflege-
bedürftigen in den
kommenden25 Jah-
ren vor allem im
ländlich gepräg-
tenNordenNRWs.
In Borken, Stein-
furt, Coesfeld, Güters-
loh und Paderborn rech-
nen die Experten mit einem Anstieg von
mehr als 40 Prozent. Aber auch der extreme
Süden und damit Euskirchen, der Rhein-
Sieg-Kreis sowie Bonn müssen mit einem
Zuwachs von mehr als 30 Prozent rechnen.
Etwas weniger betroffen sollen Köln, der
Rheinisch-Bergische sowie der Oberbergi-
sche Kreis und der Rhein-Erft-Kreis sein.
Hier rechnen die Statistiker mit einer Erhö-
hung um gut 20 Prozent. Nur wenig mehr
Pflegebedürftigealsheute soll esdenZahlen
zufolge in einigen Gebieten des Ruhrgebiets
wie in Duisburg, Essen und Gelsenkirchen
geben. Aber auch Leverkusen soll mit zehn
bis 20 Prozent Plus relativ gesehen weniger
stark betroffen sein.

Das Zauberwort heißt Prävention
Das liegt daran, dass am Ende die Grundre-
chenarten eben dochnicht ganz ausreichen,
um der Sache mit der Entwicklung der Pfle-
gebedürftigkeit aufdieSpur zukommen.Le-
na Ansmann, Professorin am Institut für
Medizinsoziologie, Versorgungsforschung
und Rehabilitationswissenschaft an der Uni
Köln, sagt, dass auch Faktoren wie die Mig-
ration mit einer höheren Geburtenrate
einenEinfluss aufdieAltersverteilungeiner
Stadt und damit auch auf die Anzahl der
Pflegebedürftigen haben können. „Eine hö-
here Migration könnte der Altersbalance
zugutekommen.“
Umgekehrt dürfe man aber auch einen so-

zialen Aspekt bei der Berechnung von Pfle-
gebedürftigkeit nicht außer Acht lassen.
Denn nicht zwingend jeder Über-80-Jährige
muss aufHilfe angewiesen sein. Das höchste
Risiko für Bedürftigkeit treffe vor allem die-
jenigen, die schon in jungen Jahren unter
chronischen Krankheiten litten. „Und da se-
hen wir einen Zusammenhang zwischen So-
zialstatus und Gesundheit. Je geringer Ein-
kommen und Bildung, desto wahrscheinli-
cher sind schon Entwicklungsverzögerun-
gen bei Kindern, ungesunde Verhaltenswei-
sen und chronische Erkrankungen im Er-
wachsenenalter und eben auch Pflegebe-
dürftigkeit im Alter“, sagt Ansmann im Ge-
spräch mit dem „Kölner Stadt-Anzeiger“.

Die Politik, so sagt Ansmann, hätte also
durchaus einen Hebel, um die Welle zumin-
dest etwas abzuflachen. Das Zauberwort
heißt Prävention und ist so alt wie wirkungs-
voll. Um zu verhindern, dass mehr Alte auto-
matisch mehr Kranke und Pflegebedürftige
bedeuten, müsste es in allen Lebensberei-
chen greifen: der Bildungspolitik ebenso wie
der Wohn- und Arbeitsmarktpolitik. Dabei
reicheesnichtaus, dieMenschenzubelehren
und so zu einem gesünderen Lebensstil mit
mehr Bewegung und guter Ernährung zu er-
ziehen, zielführender sei eine Verhältnisprä-
vention, die es der Bevölkerung einfach
macht, sich gesund zu verhalten. „Statt den
Menschen zu sagen, dass sie weniger Zucker
essen sollen, sollte man beispielsweise eine
Zuckersteuer einführen. Das wäre günstiger,
wirkungsvollerundwürdeauchinallensozia-
len Gruppen fruchten“, sagt Ansmann.
Aber selbst dann, wenn die Prognosen

durch gesundheitspolitische Anstrengun-
gen günstiger ausfielen, bleibt die Pflege
eine personalintensive Angelegenheit. Und
das ist gerade in einem Land, in dem es im-
mer weniger Junge gibt, kein zu vernachläs-
sigendes Problem. Die Pflegekammer NRW
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warnt auf Anfrage dieser Zeitung eindring-
lich vor dem sich verschärfenden Fachkräf-
temangel: Im Kreis Coesfeld etwa werden in
den kommenden zehn Jahren rund 38 Pro-
zent der Pflegefachpersonen in Rente ge-
hen – während nur neun Prozent nachrü-
cken. Ein Missverhältnis, das symptoma-
tisch für viele Regionen steht.
Die Kammer fordert deshalb eine echte

Strukturreform: ein neu gedachtes Versor-
gungssystem mit klarer Aufgabenverteilung,
tragfähiger Finanzierung, funktionierender
Digitalisierung und besseren Bedingungen
für internationale Fachkräfte. Dabei müsse
die häusliche Pflege gezielt gestärkt, die

Grenzen zwischen professioneller Pfle-
ge, Angehörigenpflege und
haushaltsnahen Leistun-
gen klar gezogen werden.
„Die aktuelle Vermi-
schung macht Pflege zur
Verfügungsmasse für

kurzfristige Einspa-
rungen“, heißt es
vonseitenderKam-
mer.
Für das Gesund-

heitsministerium
NRW ist der Ort, an
dem die dringlichste

Weichenstellung für eine gute Pflege der Zu-
kunft stattfinden muss, klar das eigene Zu-
hause. Fast jeder neunte Pflegebedürftige
wird hier versorgt. NRW-Gesundheitsminis-
terKarl-Josef Laumann (CDU) fordert aufAn-
frage: „Es muss uns gelingen, diesen hohen
Anteil zu erhalten und der häuslichen Pflege
unddamit vor allemdenpflegendenAngehö-
rigen deutlich den Rücken zu stärken. Denn
ohne ihren tagtäglichen Einsatz würde das
Pflegesystem deutlich ins Wanken geraten.
Wir brauchen einen guten Versorgungsmix
aus professionellen und ergänzenden Ange-
botensowiesolidarischemMiteinander.Alles
anderewirdkaumumzusetzensein.Alleindie
stationäre Pflege ist erheblich personal- und
kostenintensiver. So viel könnten wir gar
nicht an Pflegekräften zusätzlich ausbilden.“
Aber auch mit Geld und Personal allein ist

demPflegenotstandnichtbeizukommen.Das
geltende Leistungsrecht des SGB XI ist nach
Einschätzung des Ministeriums inzwischen
so komplex, dass es Pflegebedürftige kaum
noch durchdringen – und es vielen Versor-
gungsbedürfnissen in der häuslichen Pflege
schlicht nicht gerecht wird. Laumann fordert
dahereinegrundlegendeFlexibilisierungund
Vereinfachung:„Wirdürfennicht immerwei-
ter neue Strukturen schaffen, sondern müs-
sen Vorhandenes bündeln. Leistungen müs-
sen dort ankommen, wo und wie sie am drin-
gendsten benötigt werden.“

Nicht nur Aufgabe des Staates
EineFrage, dieLaumannbesondersumtreibt:
Was geschieht, wenn die Hauptpflegeperson
plötzlichausfällt–durchKrankheit,Erschöp-
fung oder einen Notfall? Wie die häusliche
Pflege auch in solchen Situationen gesichert
werdenkann,müsse lautMinisteriumzentral
auf die politische Agenda.
SoziologeMichaelWagnerwillnichtnurdie

Politik in die Pflicht nehmen, sondern auch
den Einzelnen nicht aus der Verantwortung
lassen, wenn es um die Bewältigung des auf
uns zukommenden Pflegenotstands geht. Er
weist nachDänemarkund indieNiederlande,
wo das zivilgesellschaftliche Engagement
rundumdieHilfevonKrankenundAltenstär-
ker ausgeprägt sei. „Wir brauchen sicher in
Zukunft einen stärkeren gesellschaftlichen
Zusammenhalt auf lokaler Ebene. Das kann
die Nachbarschaftshilfe sein, aber auch die
Verwandtschaft, die sich eben um ihre hilfs-
bedürftigen Familienmitglieder kümmert.
DieUnterstützungmuss aufmehreren Schul-
tern verteilt werden. Das ist Sache der Zivil-
gesellschaft und der lokalen ambulanten
Dienste, nicht nur des Staates.“

MEDIZINTALKGÜRTELROSE

BeimMärz-Medizintalk des „Kölner Stadt-
Anzeiger“ am26.März um19.30Uhr im
Domforumsteht die Frage imMittelpunkt,
wie sich eine Erkrankungmit Herpes Zoster
verhindern lässt undwelcheGruppenbe-
sonders von einer Impfung profitieren kön-
nen. DieGürtelrose kannnebendem ty-
pischenHautausschlag teils langanhaltende
Nervenschmerzen verursachenund in ein-
zelnen Fällen auch das Auge betreffen.
Obwohl einewirksame Impfung zur Ver-
fügung steht, zeigen aktuelle Zahlen von
RKIundKrankenkassen,dassvieleMenschen
ab 60 Jahren noch keinen Schutz aufgebaut
haben. ÜberNutzen, Timing undoffene
Fragen sprechen Professor Dr. BeateMüller
von derUniklinik Köln undHausarzt Nils
Vogel aus Frechen.

DerAbendbietet auch dieMöglichkeit,
persönliche Fragen zu stellen. Tickets für
12 Euro zzgl. Gebühren gibt es bei
rausgegangen.de EinMitarbeiter des Klinikums zeigt

die Bodycam. Foto: dpa

Bewohnerin einer Pflegeeinrichtung Foto: dpa

Köln

Rhein-Sieg-Kreis

Bonn

Kreis Euskirchen

Rhein-
Erft-Kreis

Rheinisch-
Bergischer
Kreis

Oberbergischer
Kreis

Lever-
kusen

NRW-Gesundheitsminister
Karl-Josef Laumann (CDU)

Esmuss uns gelingen,
den hohen Anteil

der häuslichen Pflege zu
erhalten und damit vor
allem den pflegenden
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Jeder Zehntewird 2050 pflegebedürftig sein
Laut einer neuenModellrechnungwerden inNRW
in den kommenden Jahrzehnten rund 1,7Millionen
Menschen aufHilfe angewiesen sein.
Wieman denNotstand abmildern
könnte undwer nun genau in die
Pflicht genommenwerdenmuss
VONCLAUDIA LEHNEN


